
 

  

S 52 AL 3616/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 12
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Einstweilige Anordnung, Eilbedürftigkeit §

86 b Abs. 2 SGG
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 52 AL 3616/05 ER
Datum 31.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 B 71/06 AL ER
Datum 07.07.2006

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 31. Januar 2006 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten. Der Antrag auf GewÃ¤hrung von
Prozesskostenhilfe wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde des Antragstellers kann im Ergebnis keinen Erfolg
haben. Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung, die
das Sozialgericht eingehend dargelegt hat â�� auf die entsprechenden
AusfÃ¼hrungen wird verwiesen -, sind schon deshalb nicht erfÃ¼llt, weil ein
Anordnungsgrund (besondere EilbedÃ¼rftigkeit) nicht dargelegt, geschweige denn
glaubhaft gemacht (Â§ 86 Abs. 2 Satz 4 des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG â�� i.V.
mit Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung â�� ZPO-) ist.

Der Antragsteller hat im Oktober 2004 eine EntschÃ¤digung in HÃ¶he von
59.665,90 Euro erhalten. Es ist nicht vorgetragen oder ersichtlich, dass jedenfalls
ein erheblicher Teil dieses VermÃ¶gens nicht mehr vorhanden wÃ¤re. Ungeachtet
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der Frage, ob es sich dabei um auf einen Anspruch auf bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngige
Sozialleistungen nicht anrechenbares "Schmerzensgeld" handelt, kann der
Antragsteller seinen im vorliegenden Verfahren geltend gemachten Anspruch bzw.
Bedarf bis zu einer Entscheidung im ordentlichen Rechtsbehelfsverfahren zunÃ¤chst
durch den Einsatz dieser Mittel bestreiten.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe war abzulehnen, weil es aus
den oben genannten GrÃ¼nden an einer fÃ¼r die Bewilligung erforderlichen
hinreichenden Aussicht auf Erfolg (Â§ 114 ZPO i.V. mit Â§ 73 a Abs. 1 Satz 1 SGG)
der beabsichtigten Rechtsverfolgung fehlt.

Diese Entscheidung ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 31.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               2 / 2

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/114.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/73a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

